
Dubai hat mit
weniger Mitteln
mehr erreicht als
jeder andere Staat
in der Golfregion

Dubai wird zurückkommen
Die Krise des Emirats ist das Ergebnis einer typischen Blase. Doch das sollte nicht über die Erfolge der

vergangenen Jahre hinwegtäuschen. Dubai ist durchaus sanierbar VON KENNETH ROGOFF

Seit Tagen sind Investoren weltweit in heller
Aufregung. Sie sind offenbar überrascht
darüber, dass Dubai es zulässt, dass sein

privates Vorzeigeunternehmen Dubai World
ein Zahlungsmoratorium von sechs Monaten
für seine Kredite im Umfang von etwa 26 Mrd. $
anstrebt. Diese Absicht impliziert zumindest
einen teilweisen Zahlungsverzug.

Was haben die Investoren bloß erwartet, als
sie Anteile an Gesellschaften mit Namen wie
„Limitless World“, einer der bankrotten Immo-
bilientöchter von Dubai World, erwarben? So
etwas nennt man Blasenmentalität.

Dahinter stand, so vermute ich, die Vorstel-
lung, dass die Regierung des Emirats für jeden
Kredit einstehen würde, egal, wie riskant er sein
mochte. Und wenn das ölarme Dubai das Geld
nicht hätte, würde sein ölreicher Schwester-
staat Abu Dhabi das Geld schon irgendwie lo-
ckermachen.

Eine absurde Erwartung, sollte man meinen.
Aber kaum unwahrscheinlicher als viele andere
enorme Bailouts, die wir in Folge der jüngsten
Finanzkrise weltweit erlebt haben. Was die
Investoren in Wahrheit so aufgeregt, ist natür-
lich die Erkenntnis, dass die unhaltbaren Kre-
ditbürgschaften tatsächlich irgendwann zu-
rückgezogen werden müssen. Irgendwann wird
unsere überschuldete Welt einen Weg finden
müssen, ihre Schuldenlast zurechtzustutzen,
und das wird nicht angenehm.

Nun gibt es jene, die sich über das , was sie als
wohlverdiente Strafe für Dubais überdimensio-
nierte Ambitionen ansehen, freuen. Was mich
angeht, ich teile diese Sichtweise nicht. Ja, Du-
bai mit seinen künstlichen Inseln, den Venedig
nachahmenden Hotels und den Tennisplätzen
auf den Dächern ist eine Realität gewordene
Sandburg. Aber Dubai hat dem übrigen Nahen
Osten auch gezeigt, was Unternehmergeist be-
wirken kann.

Sein Flughafen hat sich zu einem globalen
Drehkreuz von solcher Bedeutung entwickelt,
dass die deutschen Aufsichtsbehörden die Air-
line Emirates jüngst zwingen mussten, ihre
Preise für Flüge nach Frankfurt zu erhöhen, da-
mit ihr nationaler Champion Lufthansa nicht zu
viele Kunden verliert. Und mit seinen relativ of-
fenen Waren- und Kapitalmärkten hat sich Du-
bai zu einem Handelszentrum nicht nur für den
gesamten Nahen Osten, sondern auch für Teile
Afrikas und Asiens entwickelt. Im Vorfeld der Fi-
nanzkrise hatten andere Golfstaaten begonnen,
sich an Dubai zu orientieren, wenn es darum
ging, wie sie ihre Volkswirtschaften diversifizie-

ren und weiter wachsen und gedeihen könnten,
wenn die Ölquellen des Landes austrocknen.

Sicher, Dubai ist ein autokratischer Staat mit
einer engen und intransparenten Finanzkon-
trolle. Tatsächlich war der Mangel an detaillier-
ten Informationen über die Finanzen des Emi-
rats ein zentraler Grund, warum der Zahlungs-
verzug von Dubai World zu einem solchen
Schock wurde.

Was jedoch die Ausdrucksfreiheit angeht, wa-
ren Dubais Herrscher in vieler Hinsicht bemer-
kenswert tolerant. Vor einem Jahr verbrachte
ich einen ganzen langen Abend damit, mir Vor-
führungen örtlicher Künstler in der Universität
von Dubai anzusehen. Einer dieser Künstler,
ein emiratischer Fotograf, präsentierte eine vi-
suelle Zeitleiste des Baus eines der Bahnhöfe im
neuen Dubaier Metrosystem. Dieser Künstler
hatte die atemberaubende Verwandlung des
Stadtstaats während der vergangen 13 Jahre
durchlebt. Sie war geprägt durch jene Art

Boom, wie man ihn mit den schnell wachsen-
den chinesischen Großstädten assoziiert, aber
nicht dem Nahen Osten.

Statt lediglich die Neubauten der Regierung
zu preisen, stellte der Künstler heraus, wie ver-
störend der Wandel für alteingesessene Bürger
war. Wie sollten sie eine Beziehung zu den un-
beseelten Objekten aufbauen, die sich aus dem
unwirtlichen, aber majestätischen Wüstensand
erheben? Ein anderer Künstler präsentierte
eine Vision, wie man das Außenlicht nützen
könne, um die Minarette umzugestalten, und
so dazu beizutragen, diese aus dem Gewirr der
modernen Gebäude herauszuheben, das die
zeitgenössischen nahöstlichen Städte kenn-
zeichnet. Seine Visionen waren prunkvoll und
anscheinend etwas radikal. Man muss beein-
druckt sein, dass derartige Ideen offen ausge-
drückt werden konnten.

Jeder, der mit Dubai vertraut ist, versteht,
dass dies lediglich kleine Beispiele einer sehr
viel breiter gefassten Aufnahme von Kreativität
sind, die es dem Land ermöglicht hat, die aus-
ländische Berufselite des Finanzsektors und
anderer Branchen zu umwerben. Ähnlich wie
in den USA hat diese ausländische Elite eine
Schlüsselrolle dabei gespielt, Dubais unter-
schiedliche Dienstleistungsindustrien aufzu-
bauen.

Natürlich haben auch andere Golfländer
atemberaubende Erfolge vorzuweisen. Saudi-
Arabiens nationale Ölgesellschaft hat es ge-
schafft, sich einen Nachwuchs im Ölbohrbe-
reich heranzuzüchten, dessen Expertise im
Westen weithin auf Bewunderung stößt. Katar
hatte Erfolg in den Medien mit al-Dschasira,
und Abu Dhabi hat durch seine Förderung des
Computerschachs zu den bemerkenswerten
Fortschritten bei der künstlichen Intelligenz
beigetragen. Doch Dubai, das kaum über Öl
verfügt, hat mit weniger mehr erreicht als jeder
andere Staat in der Region.

Unglücklicherweise hat sich letztlich gezeigt,
dass auch für Dubai das Gesetz der finanziellen
Schwerkraft gilt. Es war genau wie immer: Mas-
sive Spekulationen und Kreditaufnahmen führ-
ten zu einer exzessiven Schuldenlast und letzt-
lich zum Zahlungsverzug.

Ist Dubais episches Wachstum damit vorbei?
Das bezweifle ich. Überall auf der Welt und im
gesamten Verlauf der Geschichte ist es vorge-
kommen, dass Länder ihre Schulden nicht be-
zahlt und es überlebt haben, ja sogar wieder
aufblühten. Es führt freilich kein Weg daran
vorbei, dass Dubai sich sanieren und seine Ex-
zesse zurückstutzen muss, bevor es wieder auf
einen nachhaltigeren Wachstumspfad zurück-
kehren kann. Dies kann dauern.

Werden anfällige Länder in Europa und an-
derswo durch die Dubaikrise in Mitleidenschaft
gezogen? So weit ist es noch nicht. Auch wenn
der Fall Dubai nicht prinzipiell anders liegt, ist
er ein Sonderfall, daher sollten sich die Aus-
wirkungen auf das Vertrauen der Anleger fürs
Erste in Grenzen halten. Doch die Investoren
lernen hier auf die harte Tour, dass kein Land
über unbegrenzte Möglichkeiten und Ressour-
cen verfügt.
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Die Bundeswehr
ist nicht darauf

eingestellt, dass
sie eine Einsatz-

armee ist

Guttenbergs doppelte Prüfung
Vor dem Verteidigungsminister liegen zwei schwierige Aufgaben. Er muss eine Abzugsstrategie für Afghanistan

vorlegen und die Bundeswehr strukturell auf Auslandseinsätze ausrichten VON TIMO NOETZEL UND PHILIPP ROTMANN

Barack Obama hat die Wei-
chen gestellt für eine deut-
liche Verstärkung des militä-

rischen und zivilen Engagements
in Afghanistan. Gleichzeitig signa-
lisiert die US-Regierung, im Som-
mer 2011 mit dem Abzug aus Af-
ghanistan beginnen zu wollen.
Nun sind die Verbündeten am Zug,
allen voran die Europäer und wir
Deutschen. 

Eine bessere Vorlage für eine
innenpolitisch vertretbare Über-
arbeitung der deutschen Afghanis-
tanstrategie hätte Obama der Bun-
desregierung nicht liefern können,
nachdem die Affäre um die Bom-
bardierung zweier Tanklaster An-
fang September in Kundus und der
Rücktritt eines Ministers, eines
Staatssekretärs und des General-
inspekteurs der Bundeswehr den
Handlungsdruck deutlich erhöht
haben. 

Das Nachspiel des Luftangriffs
und die Rücktritte im Bendler-
block sind Symptome der beiden
großen Herausforderungen, die
Guttenbergs Amtszeit prägen wer-
den: die Anpassung der Strategie
und des militärischen Engage-
ments an die Einsatzrealität in
Afghanistan und der zum Schne-
ckentempo verlangsamte Umbau
der Bundeswehr. Beide haben eine
gemeinsame Ursache: Die Bun-
deswehr ist zuallererst eine Armee
im Einsatz, aber auf diese Aufgabe
politisch und institutionell unzu-
reichend vorbereitet. 

Spätestens zur internationalen
Afghanistankonferenz am 28. Ja-
nuar in London muss eine klare
Strategie für das deutsche Engage-
ment am Hindukusch auf dem
Tisch liegen, die den Realitäten ins

Auge sieht. Nachdem die Bundes-
wehr monatelang aufgrund un-
zureichender Kräfte nicht in der
Lage war, effektiv gegen die Extre-
misten in der Region Kundus vor-
zugehen, haben dort mittlerweile
US-Spezialkräfte, die afghanische
Armee und lokale Milizen das Heft
in die Hand genommen. 

Die Folgen: Die Abstimmung vor
Ort wird schwieriger, und darunter
werden auch erfolgreiche zivile
Projekte leiden, etwa im Bildungs-
und Gesundheitsbereich.

Handelt der neue Verteidigungs-
minister nicht schnell
und entschlossen,
wird sich ein bereits
jetzt überfordertes
deutsches Kontingent
im Frühjahr nach der
Schneeschmelze vie-
lerorts auf verlorenem
Posten wiederfinden.
Das Gleiche gilt, im
übertragenen Sinne, für Diplo-
maten und Aufbauhelfer, deren
Handlungsspielraum gegenüber
unseren amerikanischen Partnern
zunehmend schwindet. 

Obama übernimmt Verantwor-
tung für die Vernachlässigung des
Afghanistankriegs unter George W.
Bush und will die Fehler früherer
Jahre wettmachen. Der alte und
neue afghanische Präsident Ha-
mid Karsai steht unter enormem
Druck, eine effektive und legitime
Regierung zu bilden – bessere Rah-
menbedingungen kann Deutsch-
land nicht erwarten. Uns bleibt die
Herausforderung, der Verantwor-
tung für den Norden Afghanistans
gerecht zu werden, die wir in den
vergangenen Jahren übernommen
haben. 

Die Bundesregierung muss nun
eine ehrliche Einschätzung der
Lage entwickeln und in der Öffent-
lichkeit vertreten. Angesichts der
vielen Unwägbarkeiten der Reali-
tät vor Ort darf sich die Debatte da-
bei nicht auf einen rigiden Zeitplan
zum Abzug verengen. Stattdessen
muss Guttenberg eine realistische
Abfolge von Bedingungen, Krite-
rien und Zeitlinien („Bench-
marks“) für die nächsten Jahre vor-
legen, die konkrete Ziele setzt für
die militärische Absicherung, die
Ausbildung der Sicherheitskräfte,

die Stärkung effektiver
Regierungsführung
und den Wiederauf-
bau. Nur daraus kann
sich eine verantwort-
liche Abzugsperspek-
tive ergeben.

Noch vor Weih-
nachten wird der Ver-
teidigungsminister

wohl zudem eine Kommission zur
Entwicklung einer neuen Orga-
nisationsstruktur für die Bundes-
wehr einsetzen. Ihre Ergebnisse
werden deren Zukunft auf viele
Jahre bestimmen. Ein Ausbruch
aus dem Diktat der Bürokratie ist
dringend erforderlich. Denn auch
strukturell ist die Armee nicht auf
den Einsatz ausgerichtet, weder
für Afghanistan noch anderswo.
Beharrlich stemmt sich die Ver-
teidigungsbürokratie dagegen,
Lehren aus der Einsatzrealität zu
ziehen. 

Das wichtigste Reformprojekt
betrifft die Führungsorganisation
für die Einsätze. Das Konsensprin-
zip lähmt Ministerium und Truppe
und verhindert eine konsequente
Fokussierung auf die Einsätze, die

heute die Hauptaufgabe der Bun-
deswehr sind. Das Gleiche gilt für
die Rüstungsbeschaffung. Die Ent-
wicklungszeiten für neue – im Ein-
satz dringend benötigte – Ausrüs-
tung sind unerträglich lang. Ist die
antiquierte Trennung der Aufga-
ben von Streitkräften und Bundes-
wehrverwaltung per Grundgesetz
noch notwendig? 

Der neue Verteidigungsminister
wird diese Fragen angehen müs-
sen. Das Gleiche gilt für das Thema
Personalstruktur der Bundeswehr:
Trotz eines Gesamtumfangs von
250 000 Soldaten könnte die mili-
tärische Führung der Bundeswehr
derzeit nur unter großen An-
strengungen mehr als die derzeit
mandatierten 4500 Soldaten nach
Afghanistan entsenden. Ein Weg,
all diese Baustellen anzugehen,
könnte darin bestehen, von deut-
scher Seite die weitere Integration
der europäischen Streitkräfte vo-
ranzutreiben. 

Die Bundeswehr ist zu einer Ein-
satzarmee geworden, scheut sich
aber vor den Konsequenzen. Der
Erfolg von Guttenbergs Amtszeit
wird sich daran bemessen, ob es
ihm gelingt, die Armee darauf aus-
zurichten. Der Afghanistaneinsatz
wird das beispiellose parteiüber-
greifende Vertrauen, das Gutten-
berg bisher noch genießt, auf eine
harte Probe stellen.
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POSTEI NGANG
Zum Bericht „Deutschland muss Rechte
von Vätern stärken“, über das Urteil
des Europäischen Gerichtshofs, unverhei-
rateten Vätern das Sorgerecht zu ermög-
lichen, FTD vom 4. Dezember

Und das Kind?
Eine angebliche Diskriminierung
wird heutzutage allzu oft bemüht.
Immerhin hat der Vater angesichts
der unterlassenen Eheschließung
nicht gerade viel Bindungswillen
bewiesen. Dennoch ist die Ent-
scheidung in erster Linie am Inte-
resse des Vaters ausgerichtet. Aber
sie hat das Potenzial, zwischen
Mutter, Kind und Vater eine Menge
Ärger zu erzeugen. Ob das im Sinne
des Kindes ist, erscheint unsicher.
Haben die Richter auch an das
Kind gedacht? Thomas Lehmann, Berlin

Zum Bericht „Auf der Couch“ zu den
Mängeln der psychotherapeutischen Ver-
sorgung, medbiz vom 3. Dezember 

Zulassung hakt
Zu Recht beklagt der Verfasser des
Beitrags die für Psychotherapie-
patienten sehr langen Wartezeiten,
die eine schlechte Versorgungslage
für Menschen mit behandlungsbe-
dürftigen psychischen Problemen
widerspiegeln. In ländlichen Ge-
genden müssen Patienten bis zu
zwölf Monate auf einen Therapie-
platz warten. Fälschlicherweise
macht der Autor das Bundesverfas-
sungsgericht für diese Lage verant-
wortlich. Dieses hatte Oktober 2009
die Gesprächspsychotherapie als
sogenanntes Richtlinienverfahren
nicht zugelassen und somit die Ge-
sprächspsychotherapeuten an der
Behandlung psychisch erkrankter
Menschen mit gesetzlicher Kran-
kenversicherung gehindert. 

Richtig ist: Verantwortlich für die
teilweise eklatante Unterversor-
gung sind einerseits die Kassen-
ärztlichen Vereinigungen, die die
Zulassungen für Psychotherapeu-
ten regulieren. Es stehen ausrei-

chend tiefenpsychologisch und
verhaltenstherapeutisch ausgebil-
dete Psychotherapeuten zur Verfü-
gung, um diese Lücken fachgerecht
zu schließen, diese werden aber
trotz des immer wider angemahn-
ten Bedarfs aus standespolitischen
Gründen nicht zugelassen. Verant-
wortung trägt andererseits auch
der Gesetzgeber, der diese Situa-
tion trotz häufiger vollmundiger
Ankündigungen nicht substanziell
ändert.

Michael Maas, Rheine

Zum Kommentar „Wählt Piëch ab!“
über den Umgang des VW-Aufsichtsrats-
chefs mit dem MAN-Vorstand, FTD vom
3. Dezember

Piëchs Erfolg
Was VW heute darstellt, ist zum
großen Teil das Werk von Ferdi-
nand Piëch. So etwas schüttelt man
nicht mal so eben aus dem Ärmel.
Herr Piëch wird sich wohl weder
mit der FTD noch mit anderen Ver-
tretern der Wirtschaftspresse hin-
sichtlich seiner Absichten und Stra-
tegien abstimmen. Kritik kann
nach dem Vollzug der Pläne geäu-
ßert werden.

Johann Löning, Oldenburg

LESERBRIEFE
Die abgedruckten Leserbriefe geben ausschließlich die

Meinung der Einsender wieder. Zuschriften ohne

vollständige Angabe des Absenders werden nicht ver-

öffentlicht. Wir behalten uns das Recht auf Kürzungen vor. 

Bitte nutzen Sie folgende Adressen: leserbriefe@ftd.de; 

per Fax: 040/31990-337 oder per Post: Brieffach 02, 

20444 Hamburg, Kennwort: Leserbriefe

Erratum
In unserem Bericht über die Dol-
larschwäche und Abwanderungs-
pläne der deutschen Industrie vom
3. Dezember 2009 („Doller Kurs“),
hat der zitierte Daimler-Gesamtbe-
triebsratsvorsitzende, Erich
Klemm, versehentlich den Vorna-
men Dieter bekommen. Wir bitten
den Fehler zu entschuldigen.


